Wien, Donnerstag, den 24. September 1885. XVIII. Jahrgang. Nr. 39. N 


DS efterreichifche 


Jeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
r i is: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
n - viertelahrig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefülligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. GE 


Inſerate werden bilfinft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


50 1 Gi Es wird jedoch ſchon in dieſer Vorrede hervorgehoben, daß der Ver— 
Pränumerations Einladung. waltungsgerichtshof feine Aufgabe zu hoch anſetze, um an den in feinen 
Wir laden zur Pränumeration auf das vierte Quartal der früheren Erkeuntniſſen ausgeſprochenen Anſchauungen unbedingt feſtzu— 


„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1885 freundlichſt ein. halten und von einer Anſicht nicht abzugehen, deren Irrthümlichkeit 
Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt eine eingehendere Forſchung nachgewieſen hat. 

der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. Eine kritiſche Prüfung der aus Erkenntniſſen des Verwaltungs 

50 kr., — ohne jene Beilage 1 fl. gerichtshofes abgeleiteten Rechtssätze kann zur Aufklärung der wichtigſten 


Manz'ſche k. k. Hof-Verlags- und Univerſitäts⸗Buchhandlung. Fragen auf dem Gebiete der Verwaltungsrechtspflege dienen, und dürfte 
— ä — . ³ —iä42ãÜ: . Wnunter Einen: die Erreichung des Zweckes fördern, welchen der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof durch Veröffentlichung der Sammlung feiner Erfenntniffe 
Inhalt: anſtrebt. 
Kritiſche Beſprechung einiger aus einem Erkenntniſſe des Ver⸗ Dies ſind die Beweggründe, welche zu dieſen kritiſchen Beſpre— 
waltungsgerichtshofes abgeleiteter Rechtsſätze in Anſehung des chungen Anlaß gegeben haben. 


0 n on a u Die Bezirkshauptmannſchaft zu V. hat aus dem Berichte des in 


Skwarczyneki. Folge einer Beſchwerde der Inſaſſen der Ortſchaft Z. zu einer ſanitäts⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis: polizeilichen Viſitation dieſes Ortes abgeſandten Bezirksarztes entnommen, 
Stehende Feldfrüchte find iu Bezug auf die Ertheilung der Bewilligung zur Ver⸗ daß der dortige iſraelitiſche Friedhof im Umfange der Ortſchaft und 

ſteigerung derſelben als bewegliche Sachen anzuſehen unmittelbar an Wohnhäuſern gelegen iſt, weshalb die Auflaſſung desſelben 


Die Verhinderung der Benützung eines öffentlichen Weges bildet nicht eine von als ein dringendes ſanitäres Bedürfniß erſcheine, und deshalb am 
e Beſitzſtörung, ſondern einen in den Bereich der 26. December 1879, 3. 9856, den Gemeindevorſtand zu Z. aufgefordert, 
Geſetze 1110 Verordnungen. im Sinne des $ 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Perſonalien. ö Nr. 68, wegen Schließung des Friedhofes das Geeignete zu verfügen. 
Erledigungen. Dieſe Aufforderung wurde über Berufung des Z. er ifraelitifchen Cultus⸗ 
\ vorſtandes mit gleichlautenden Eutſcheidungen der Statthalterei vom 

5 16. September 1881, Z. 48.891, und des Miniſteriums des Innern 


it f iniger aus ei 8 ; er⸗ im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unterricht vom 
Kritiſche Beſprechung einig nem Erkenntniſſe des V 28. Septenber 1882, f. 1786 auffechk erhalten, 


waltungsgerichtshofes abgeleiteter Rechtsſätze * Auſehung des Deshalb hat der Gemeindevorſtand in Z. am 18. Jänner 1880, 

geſetzlichen Wirkungskreiſes der politiſchen und autonomen 3. 19, die Schließung des Friedhofes verfügt, welche Verfügung über 

Behörden bei Schließung von Friedhöfen. Berufung des iſraelitiſchen Cultusvorſtandes vom 3.’er Gemeinde- und 

0 7 Ber Bezirksausſchuſſe mit Beſchlüſſen vom 18. Februar 1880 und 

ee e e vom 19. Mai 1880, Z. 426, aufrecht erhalten wurde. Der galiziſche 

Landesausſchuß hat mit der Erledigung der wider dieſe Beſchlüſſe bei 

ihm eingebrachten Berufung bis zur Herablangung der Miniſterial⸗ 

entſcheidung innegehalten, hiernach aber die Berufung mit Entſcheidung 
vom 18. Mai 1883, 3. 23.033, abgewieſen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat jedoch über Beſchwerde des tfrae- 
litiſchen Cultusvorſtandes mit Erkenutniß vom 17. December 1883, 
3. 2824, die Entſcheidung des Landesausſchuſſes nach § 6 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, wegen mangel⸗ 
haften Verfahrens aufzuheben und die Sache zur Behebung der Mängel 
und neuen Entſcheidung an den Landesausſchuß zurückzuleiten befunden. 

Die Entſcheidungsgründe dieſes Erkenntniſſes lauten nachſtehend: 

„Nach § 2, lit. g des Geſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. 
Nr. 68, iſt den politiſchen Behörden nur die Ueberwachung der Hand⸗ 
habung der Geſetze über das Begräbnißweſen und in Betreff der Begräbniß⸗ 
plätze und nicht die unmittelbare Handhabung dieſer Geſetze ſelbſt zuge⸗ 
wieſen. Daß dieſes Ueberwachungsrecht der politiſchen Behörden als das 


— —— — — — 


Es iſt eine der Aufgaben des Verwaltungsgerichtshofes, der Yudi- 
catur der Verwaltungsbehörden Bahnen auszuſtecken, und derart der 
Unſicherheit, dem Schwanken derſelben bei Ausübung der Verwaltungs⸗ 
rechtspflege Schranken zu ſetzen. Die Erreichung dieſes Zweckes wird 
über eigene Veranlaſſung des Verwaltungsgerichtshofes durch Veröffent- 
lichung ſeiner Erkenntniſſe angeftrebt. Durch die ſyſtematiſche Zuſammen⸗ 
ſtellung der in dieſen Erkenntniſſen ausgeſprochenen Rechtsſätze, Judicaten⸗ 
buch des k. k. Verwaltungsgerichtshofes, bearbeitet von Dr. Ludwig 
Wolski, wird die Erreichung dieſes Zweckes erleichtert. 

In der Vorrede zu dieſem Werke, der Frucht einer langwierigen 
andauernden Arbeit und genauer Kenntniß der bezüglichen Geſetzes⸗ 
anordnung, gibt der Verfaſſer ſeiner Befürchtung Ausdruck, ſein Buch 
könnte dazu beikragen, die freie Forſchung und fortſchreitende Geſetzes⸗ 
auslegung auf dem Gebiete der Verwaltungsrechtspflege durch die 
Autorität des Verwaltungsgerichtshofes und blinde Anwendung der aus 
ſeinen Erkenntniſſen abgeleiteten Rechtsſätze zu beeinträchtigen. 


Recht zur Entſcheidung in Begräbnißſachen überhaupt nicht aufzufaſſen 
iſt, geht aus dem Begriffe des Ueberwachungsrechtes hervor, welcher 
beſonders nach dem citirten Geſetze dem unmittelbaren Entſcheidungsrechte 
entgegengeſetzt iſt, und welches vorausſetzt, daß zur unmittelbaren 
Entſcheidung eben eine andere Behörde berufen iſt, deren Verfügungen 
der Controle der überwachenden Behörde unterliegen Nach § 3, lit. d 
des eitirten Geſetzes fällt die Errichtung, Inſtandhaltung und Ueber⸗ 
wachung der Begräbnißplätze, unter welche Begriffe auch die Schließung 
derſelben ſubſumirt werden muß, in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis 
der Gemeinde, d. i. in denjenigen, in welchem ſie „mit Beobachtung der 
Geſetze nach freier Selbſtbeſchränkung anordnen und verfügen kann.“ (§ 27 
der galiziſchen Gemeindeordnung.) 

Wenn im gegebenen Falle die politiſchen Behörden, u. z. die 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft mit der Verfügung vom 26. December 1879, 
3. 9856, und im weiteren Inſtanzenzuge die k. k. Statthalterei mit 
Erkenntniß vom 6. September 1881, Z. 48.891, ſowie das k. k. 
Miniſterium des Innern mit Erkenntniß vom 23. December 1882, 
3. 17.356, unter Berufung auf & 2, lit. g des eitirten Geſetzes und 
geſtützt auf die Wahrnehmung des k. k. Bezirksarztes, daß der ifraelitifche 
Friedhof inmitten der Gemeinde Z. liege, die autonomen Behörden auf⸗ 
gefordert haben, im Sinne des (§ 3, lit. d) eitirten Geſetzes in 
Betreff der Schließung des iſraelitiſchen Friedhofes in Z. inſtanzmäßig 
zu entſcheiden, ſo liegt in dieſen Erkenntniſſen der politiſchen Behörden 
noch keineswegs der Ausſpruch, daß der gemeinte Friedhof ohneweiters 
geſchloſſen werden muß, als vielmehr die durch die Wahrnehmung des 
k. k. Bezirksarztes hervorgerufene Anregung der Frage, ob der iſraelitiſche 


den autonomen Verwaltungsbehörden unter Beobachtung der diesbezüg⸗ 
lichen maßgebenden Geſetze, Erhebung und Würdigung der thatſächlichen 
Vorausſetzungen, ſelbſtſtändig zu entſcheiden war. 

Nachdem aus dem Inhalte der angefochtenen Entſcheidung und 
aus den Ausführungen der Gegenſchrift des galiziſchen Landesaus— 
ſchuſſes klar hervorgeht, daß die autonomen Behörden, insbeſondere auch 
der Landesausſchuß, von der irrthümlichen Vorausſetzung ausgehend, es 
ſei ihnen von Seiten der politiſchen Behörden der Auftrag zu Theil 
geworden, die Schließung des Friedhofes beziehungslos auszuſprechen, 
dieſen Ausſpruch ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen und 
ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage, ſowie ohne Anwendung der maß— 
gebenden Geſetze gethan haben, der Thatbeſtand alſo ſeitens der 
autonomen Behörden gar nicht feſtgeſtellt wurde, daher eine weſentliche 
Form des Adminiſtrativverfahrens außer Acht gelaſſen worden iſt, fo 
mußte der Verwaltungsgerichtshof die angefochtene Entſcheidung nach 
8 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 
ex 1876, wegen mangelhaften Verfahrens aufheben.“ 

Aus dieſem Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes und ſeinen 
Entſcheidungsgründen läßt ſich nachſtehender Rechtsſatz ableiten: 

Die freie Selbſtbeſtimmung der Gemeinde bei Errich— 
tung, Inſtandhaltung und Ueberwachung, daher auch Schlie— 
Bung von Friedhöfen wird durch die den politiſchen Behör— 
den vorbehaltene Ueberwachung der Handhabung der dies— 
bezüglichen Geſetze nicht beſchränkt. 

Es iſt allerdings nicht zu verkennen, daß der Begriff der Ueber⸗ 
wachung von dem der unmittelbaren Entſcheidung ſowohl an ſich, als 
auch nach den poſitiven Beſtimmungen des Geſetzes vom 30. April 1870 
weſentlich verſchieden iſt. Es iſt jedoch nicht zuläſſig, dieſer Verſchieden⸗ 
heit eine weiter reichende Tragweite einzuräumen, als welche ſchon in 
der Verſchiedenartigkeit dieſer Begriffe an ſich gelegen iſt, und zwar um 
jo weniger, als außer der Ueberwachung im § 1 des bezogenen Ge⸗ 
ſetzes den politiſchen Behörden auch die Oberaufſicht über das geſammte 
Sanitätsweſen vorbehalten, und hierdurch die Berechtigung eingeräumt 
wurde, erforderlichenfalls in derlei Angelegenheiten auch unmittelbar 
einzuſchreiten. Deshalb dürfte es jedenfalls unhaltbar ſein, dem Ueber⸗ 
wachungsrechte der politiſchen Behörde eine ſo beſchränkte Bedeutung 
zuzuerkennen, wie dies in den angeführten Entſcheidungsgründen 
gethan wird, wo dieſelbe als das Recht aufgefaßt wird, bei den 
autonomen Behörden die Frage in Anregung zu bringen, ob in Betreff 
von Friedhöfen eine in den Wirkungskreis der Gemeinde fallende Ver⸗ 
fügung zu treffen ſei oder nicht? 

Dem zwiſchen dem Begriffe der Ueberwachung und dem der un⸗ 
mittelbaren Entſcheidung, eigentlich unmittelbaren Verfügung, obwalten⸗ 
den Unterſchiede wird genügend Rechnung getragen, wenn angenommen 


162 


wird, daß die Gemeinde jo lange in Betreff Anlegung, Inſtandhal- 


tung und Ueberwachung, daher auch Schließung von Friedhöfen unbe 
ſchränkt nach eigener Selbſtbeſtimmung anzuordnen und zu verfügen hat, 
bis die politiſche Behörde ſich veranlaßt findet, auf Grund ihres 
Ueberwachungsrechtes einzuſchreiten. Uebrigens hätte die politiſche Be⸗ 
hörde ſelbſt beim Eintreten eines ſolchen Falles nicht unmittelbar die 
geeignete Verfügung zu erlaſſen, ſondern hiezu die Gemeinde aufzufor⸗ 
dern. Dieſer letzteren aber das Recht einzuräumen, ſelbſt nach Erhalt 
eines derartigen Auftrages der überwachenden Behörde, in der betreffen- 
den Angelegenheit uneingeſchränkt nach freier Selbſtbeſtimmung anzu- 
ordnen und zu verfügen, könnte in manchen Fällen dazu führen, daß 
die zu überwachende Gemeinde ſich beſtimmt finden würde, die Durch 
ſührung einer Anordnung zu unterlaſſen, zu deren Vollziehung dieſelbe 
von der überwachenden politiſchen Behörde aufgefordert worden wäre. 
Eine derartige Auffaſſung des Verhältniſſes des Ueberwachungsrechtes 
zu dem unmittelbaren Verfügungsrechte müßte ſelbſtverſtändlich die den 


politiſchen Behörden vorbehaltene Ueberwachung völlig unwirkſam und 


illuſoriſch machen. 

Am allerwenigſten konnte es aber bei Erlaſſung des Geſetzes 
vom 30. April 1870 beabſichtigt werden, den politiſchen Behörden in 
dieſer Richtung ein fo unwirkſames Ueberwachungsrecht einzuräumen. 
Denſelben wurde vielmehr überdies im § 1 ausdrücklich die Ober- 
aufficht über das geſammte Sanitätsweſen vorbehalten. In dem Begriffe 
dieſes Oberaufſichtsrechtes iſt aber unzweifelhaft die Erzwingbarkeit 
und unbedingte Durchführbarkeit der in Ausübung dieſes Rechtes ertheil 


ten Aufträge enthalten. 
Friedhof in Z. geſchloſſen werden ſoll oder nicht, welche Frege von 


Der vom Verwaltungsgerichtshofe in ſeinen Entſcheidungsgründen 
hervorgehobene Grundſatz des $ 27 g. G. O., wornach die Gemeinde 
in den in ihren ſelbſtſtändigen Wirkungskreis fallenden Angelegenheiten 
mit Beobachtung der Geſetze nach freier Selbſtbeſtimmung anordnen und 
verfügen kann, — beſchränkt die freie Selbſtbeſtimmung der Gemeinde 
durch die kategoriſch ausgeſprochene Verpflichtung, bei den diesfälligen 
ſelbſtſtändigen Anordnungen und Verfügungen jene Grenzlinie nicht zu 
überſchreiten, welche ihrer freien Selbſtbeſtimmung durch poſitive Geſetzes— 
anordnungen gezogen worden iſt. Die Anlegung, Inſtandhaltung und 
Ueberwachung, daher auch Schließung von Friedhöfen wurde nun aller— 
dings der Gemeinde, rückſichtlich ihrem Vollzugsorgane, dem Gemeinde— 
vorſtande, im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe übertragen, jedoch in dem 
ſelben Geſetze vom 30. April 1870 im $ 2, lit. g durch das den 
politiſchen Behörden vorbehaltene Ueberwachungsrecht der Geſetzes 
handhabung, und im § 1 durch die Oberaufſicht über das geſammte 
Sanitätsweſen ausdrücklich eingeſchränkt. Deshalb dürfen die Ver— 
waltungsorgane der Gemeinden ihr Verfügungsrecht in Betreff der 
Schließung von Friedhöfen nur innerhalb der Grenzen nach freier 


Selbſtbeſtimmung ausüben, welche dieſer freien Selbſtbeſtimmung durch 


das Ueberwachungs- und Oberauffichtsrecht der politiſchen Behörden 
gezogen worden ſind. 

Glaubt ſohin das betreffende Gemeindeverwaltungsorgan, die 
politiſche Behörde hatte bei Erlaſſung einer auf Grund dieſes Ueber— 
wachungs⸗ und Oberaufſichtsrechtes verfügten Aufforderung die ge— 
ſetzlichen Grenzen dieſer Rechte überſchritten, und hiedurch die Gemein de 
in ihrem freien Selbſtbeſtimmungsrechte verletzt oder ungebührlich 
beſchränkt, ſo darf allerdings der Gemeindevertretung das Recht nicht 
abgeſprochen werden, die erhaltene Aufforderung zur Wahrung des 
freien Selbſtbeſtimmungsrechtes der Gemeinde im Recurswege, allenfalls 
auch vor dem Verwaltungsgerichtshofe oder dem Reichsgerichte an⸗ 
zufechten. 

Iſt aber eine derartige Aufforderung der politiſchen Vehörde in 
Rechtskraft erwachſen, ſo darf dem aufgeforderten Gemeindevorſtande 
unmöglich die Berechtigung zukommen, ſelbſtſtändig zu erheben und zu 
beſchließen, ob die Verfügung, zu deren Durchführung derſelbe aufge⸗ 
fordert wurde, zu vollziehen ſei, oder ob dieſelbe zu unterbleiben habe. 
Das in den §8 1 und 2, lit. g des Geſetzes vom 30. April 1870 
ausgeſprochene Ueberwachungs- und Oberaufſichtsrecht der politiſchen 
Behörden hat vielmehr zur Folge, daß eine auf Grund dieſer Rechte 
an den Gemeindevorſtand erlaſſene, in Rechtskraft erwachſene Auffor⸗ 
derung unbedingt durchgeführt werden muß, und daß die zögernde 
oder widerſtreitende Gemeindevorſtehung erforderlichenfalls zur Durch— 
führung der erhaltenen Aufforderung durch Anwendung der in den 
88 102, 107, 108 und 109 g. G. O. vorgeſehenen Zwangsmaßregelu 
verhalten werden darſ. 


Es dürfte demgemäß nicht völlig mißlungen fein, im Wider⸗ 
ſpiel zu dem aus dem Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes vom 
17. December 1883, 3. 2824, Abgeleiteten, nachſtehenden Rechtsſatz zu 
erweiſen: 

Das zufolge § 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 68, der Gemeinde eingeräumte Recht, in Betreff der 
Errichtung, Inſtandhaltung und Ueberwachung, daher auch Schließung 
von Begräbnißplätzen und Friedhöfen im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe 
anzuordnen und zu verfügen, wird durch die den politiſchen Behörden 
in dem § 2, lit. g nnd § 1 dieſes Geſetzes vorbehaltene Ueberwachung 
der Geſetzeshandhabung in Betreff von Begräbnißplätzen und Fried⸗ 
höfen, und die Oberaufſicht über das geſammte Sanitätsweſen obligato— 
riſch beſchränkt, und deshalb muß eine von der politiſchen Behörde auf 
Grund dieſer ihr vorbehaltenen Rechte an den Gemeindevorſtand er— 
laſſene Aufforderung nach erlangter Rechtskraft vom Gemeindevorſtande 
unbedingt durchgeführt werden. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Stehende Feldfrüchte ſind in Bezug auf die Ertheilung der Be⸗ 
willigung zur Verſteigerung derſelben als bewegliche Sachen an— 
zufehen.*) 

Ueber dieſe Frage hat das k. k. Miniſterium des Innern mit 
Erlaß vom 3. März 1885, 3. 19341 (ex 1884), nachſtehende, 
zugleich den Sachverhalt darſtellende Entſcheidung gefällt: 

„Mit der Entſcheidung vom 20. Auguſt 1884, 3. 9534, hat 
die k. k. Statthalterei dem gemeinſchaftlich mit Johann P. in G. ein- 
gebrachten Recurſe der Gemeindevorſtehung in G. gegen die Entſchei— 
dung der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in L. vom 20. Juli 1884, 
3. 6931, betreffend die Behebung der von der genannten Gemeinde— 
vorſtehung über Anlangen des Johann P. angeordneten freiwilligen 
Feilbietung der zum Verlaſſe der Franciska K. gehörigen ſtehenden 
Feldfrüchte keine Folge gegeben und dieſe Entſcheidung dahin begrün— 
det, daß noch ſtehende Feldfrüchte gemäß § 295 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches als Zuwachs jenes Grundes, auf welchem ſie 
wachſen, daher als unbewegliches Gut anzuſehen find, wonach die Ge- 
meindevorſtehung G. im Grunde des § 269 des kaiſ. Patentes vom 
9. Auguſt 1854 (R. G. Bl. Nr. 208) nicht berechtigt war, die frei— 
willige Verſteigerung der gedachten Feldfrüchte anzuordnen. 

Dem gegenüber iſt jedoch zu bemerken, daß es ſich bei Ver— 
ſteigerung von ſtehenden Feldfrüchten nicht um das unbewegliche Gut 
ſelbſt, ſondern nur um die Verſteigerung des Rechtes der Zueignung 
und des beliebigen Gebrauches der Früchte, die durch die Abſonderung 
aber bewegliches Gut werden, handelt, und daß, inſoweit hier nicht die 
Begriffsbeſtimmung des bürgerlichen Geſetzes über bewegliche und un⸗ 
bewegliche Sachen, ſondern der allgemeine Sprachgebrauch, wie z. B. 
auch in den 88 171, 174 und 175 des Strafgeſetzes in Anwendung 
zu bringen iſt, und Rechte im Allgemeinen nach § 298 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzes als bewegliche Sachen erſcheinen, ſolche Ver— 
ſteigerungen als Verſteigerungen beweglicher Sachen anzuſehen ſind; 
weiters daß die Beſtimmung des § 269, al. 2 des kaiſ. Patentes vom 


9. Auguſt 1854 (R. G. Bl. Nr. 208) die ausnahmsweise gerichtliche 


Competenz zur Feilbietung beweglicher Sachen nur für gewiſſe Fälle 
normirt und daß dieſe Ausnahme gewöhnlich nur für das Stammver⸗ 
mögen, nicht für die Nutzungen anzuwenden iſt. 

In dem concreten Falle tritt hiezu noch der Umſtand, daß 
Johann P. als vom Gerichte beſtellter Sequeſter die Feilbietung 
begehrte und das Gericht hievon Kenntniß hatte, ohne dagegen Ein— 
ſpruch zu erheben. 

Das k. k. Miniſterium des Innern findet daher über den Mini⸗ 
ſterialrecurs der Gemeinde G. und des Johann P. die angefochtenen 
Entſcheidungen der erſten und zweiten Inſtanz zu beheben und aug- 
zuſprechen, daß die Gemeinde zur Vornahme der angeordneten Feil⸗ 
bietung im Sinne des § 25, Punkt 13 der Gemeindeordnung vom 
28. April 1864 (R. G. Bl. Nr. 6) berechtigt war.“ G. 


95 ae & i 
) Vergl. auch die Mittheilung in Nr. 17 auf Seite 67 des Jahrganges 
1875 dieſer Zeitſchrift. 
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Die Verhinderung der Benutzung eines öffentlichen Weges bildet 
nicht eine von den Gerichten zu behebende Beſitzſtörung, ſondern 
einen in den Bereich der Wegpolizei fallenden Act. 

Die Gemeinde Kaltenlentgeben belangte mittelſt Beſitzſtörungs⸗ 
klage den B., weil er am 7. Mai 1884 auf dem über die Kataſter⸗ 
parcelle Nr. 381 führenden Fußſteig in zwei Strecken in einer Länge 
von zuſammen 14 bis 15 Meter Koth geworfen, den Koth mit Erde 
bedeckt und hiedurch die Benützung dieſes Fußſteiges unmöglich gemacht 
hatte; weil er dieſen Fußſteig einige Tage nach dem 7. Mai 1884 
durch eine Verzäunung für den Verkehr abſperrte; weil er mehreren 
Perſonen die Benützung dieſes Fußſteiges verbot und hiedurch die 
Gemeinde Kaltenleutgeben, als Repräſentantin der Gemeindemitglieder 
von Kaltenleutgeben, in dem Beſitze des Rechtes, den obigen Fußſteig zu 
benützen, geſtört habe. 

Die erſte Inſtanz gab dem Klagebegehren Folge in der Erwägung, 
daß der Geklagte zugegeben hat, daß feit ſeiner Jugend die Leute über 
die Wieſenparcelle Nr. 381 in Kaltenleutgeben fortwährend gegangen 
ſind, daß die Spuren dieſes Fußſteiges auch durch den gerichtlichen 
Augenſchein conſtatirt wurden, daß durch die Ausſagen der Zeugen 
beſtätigt wurde, daß der Geklagte die Benützung dieſes Weges an zwei 
Stellen durch Bedeckung mit Menſchenkoth hinderte, daß weiters der 
Geklagte ſelbſt eingeſtand, dieſen Fußſteig mit einer Verzäunung abge⸗ 
ſperrt zu haben, daß er die Benützung desſelben der P. und der K., 
Inwohnerinnen in Waſſergeſpreng, Gemeinde Kaltenleutgeben, und 
anderen Perſonen verboten habe und dieſen Weg abbringen wolle, daß 
weiters die Gemeinde Kaltenleutgeben, welcher nach Art. V, Abſ. 3 
des Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18 (§ 26, Abſ. 3 
des Geſetzes vom 31. März 1864, L. G. Bl. Nr. 5), die Sorge für 
die Erhaltung aller Gemeindewege oblag und den Beſitz des Weges zu 
ſchützen berufen war, zur vorliegenden Klage legitimirt erſcheint, und 
ſchließlich in der Erwägung, daß, da es ſich nur um die Entſcheidung 
über den letzten factiſchen Beſitzſtand handelte, die Umſtände, ob die 
Wieſenparcelle Nr. 381 dem Geklagten gehört, ob der Fußſteig in der 
Kataſtralmappe eingezeichnet ſei oder nicht, und ob der Geklagte durch 
die Benützung des Weges einen Schaden erleide, nicht weiter zu berück— 
ſichtigen waren, daß endlich der Geklagte, als in dieſem Proeeſſe völlig 
ſachſällig, gemäß 8 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, R. G. Bl. 
Nr. 69, auch zum Erſatze der Gerichtskoſten zu verurtheilen war. 

Das k. k. Oberlandesgericht hat über Recurs des Geklagten und 
nach Einholung eines Gutachtens der k. k. n. 6. Statthalterei in Ab— 
änderung des erſtrichterlichen Endbeſcheides das Klagebegehren der 
Gemeinde Kaltenleutgeben abgewieſen, und zwar in der Erwägung, daß 
nach Mittheilung der k. k. n. ö. Statthalterei die klagende Gemeinde 
ſich nicht in dem Beſitze des von ihr bezeichneten Rechtes befindet und 
daher auch nicht in dem Beſitze dieſes Rechtes geſtört worden fein konnte, 
und ihr ſomit die Legitimation zur eingebrachten Klage mangelt. 
| Auf Reviſionsrecurs der klagenden Gemeinde hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Entſcheidung vom 2. December 1884, Z. 13.653, die 
ı untergerichtlichen Entſcheidungen und das denſelben vorausgegangene Ver⸗ 
fahren aufgehoben, die Zurückſtellung der vorliegenden Klage angeordnet 
und ausgeſprochen, daß jeder Streittheil ſeine Koſten ſelbſt zu tragen habe. 
Dieſe Entſcheidung beruhte auf folgenden Erwägungen: Aus der von 
der klagenden Gemeinde gegebenen Darſtellung der Sachlage erhellt, daß 
der Gemeinde bezüglich des ſtreitigen Weges ein Recht, welches überhaupt 
geeignet wäre, einen Gegenſtand des Beſitzes zu bilden, nicht zuſteht. 
Das von der Gemeinde in der Klage geſtellte Begehren kann daher als 
gerechtfertigt nicht erkaunt werden. Eben dieſe Darſtellung und die Zu— 
geſtändniſſe des Geklagten ſtellen es aber auch außer Zweifel, daß es 
ſich im vorliegenden Falle um die Verhinderung der Benützung eines 
für Jedermann offenen Weges handelt. Die Beurtheilung von Störun- 
gen dieſer Art fällt in den Bereich der Wegpolizei, zu deren Hand⸗ 
habung die Gemeinde in ihrem eigenen Wirkungskreiſe berufen iſt. Da 
dieſe Angelegenheit dem gerichtlichen Wirkungskreiſe entrückt iſt und dem 
Gebiete der öffentlichen Verwaltung angehört, fo mußte die Aufhebung 
des gerichtlichen Verfahrens von Amtswegen erfolgen. Die Entſcheidung 
bezüglich der Gerichtskoſten findet in den 88 24— 26 des Geſetzes vom 
16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, und in der Erwägung ihre Be- 
gründung, daß das Beſtreben beider Theile, eine meritoriſche Entſchei⸗ 
dung des Gerichtes zu erwirken, gleich unberechtigt war. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 


1884. II. Semeſter. 


Poft: und Telegraphen-Verordnungsblatt für das Verwaltungs: 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 


Nr. 52. Ausgeg. am 14. Auguſt. Poſtpackete nach und aus Aſſab am 
Rothen Meere. H. M. Z. 28.274. 4. Auguſt. Verbot der Einfuhr von Colis 
postaux in die Türkei. H. M. Z. 28.580. 5. Anguſt. — Ermächtigung des k. k. 
Aerarialpoſtamtes in Olmütz Bahnhof zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über 
mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 26.686. 
6. Auguſt. 

Nr. 53. Ausgeg. am 18. Auguſt. — Berechnung des luxemburgiſchen 
Porto für Fahrpoſtſendungen nach Luxemburg. H. M. Z. 28.744. 7. Auguſt. — 
Behandlung der Telegramme im Verkehre mit den k. k. Feldtelegraphenſtationen 
im Sandſchak Novibazar. H. M. Z. 24.899. 8. Auguſt. — Vorgang bei Aus⸗ 
folgung der fälligen Coupons zu den als Haftungs- und Lieferungscautionen bei 
den Caſſen der k. k. Poſt⸗ und Telegraphendirectionen erliegenden Wertheffecten 
au die Cautionseigenthümer. H. M. Z. 28.885. 6. Auguſt. 

Nr. 54. Ausgeg. am 20. Auguſt. — Verbot der Zeitſchrift „Sloboda“. 
H. M. Z. 30.526. 19. Auguſt. — Herausgabe des zweiten Nachtrages zum 
internatioualen Telegraphenreglement und Tarife. H. M. Z. 7870. 8. Auguſt. 

Nr. 55. Ausgeg. am 22. Auguſt. Erinächtigung des königl. ungariſchen 
Aerarialpoſtamtes in Popräd zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. Z. 29.321. 10. Auguſt. 

Abänderungen und Ergänzungen zur Telegraphen-Tarifzuſammenſtellung. 
H. M. Z. 28.699. 17. Auguſt. — Fahxpoſtſendungen für das bosniſche Militär⸗ 
poſtamt XLVI in Cazin. H. M. Z. 27.840. 14. Auguſt. 

Nr. 56. Ausgeg. am 26. Auguſt. Ermächtigung des königl. ungariſchen 
Aerarialpoſtamtes in Budapeſt⸗Altofen zur Vermittlung von Poſtanweiſungen 
über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. H. M. 
3. 30.779. 22. Auguſt. — Aufhebung des Verbotes der Einfuhr von Colis 
postanx in die Türkei. H. M. Z. 30.951. 25. Auguſt. 

Nr. 57. Ausgeg. am 28. Auguſt. — Verbot der Zeitſchrift 
H. M. Z. 31.094. 25. Auguſt. Aufhebung der k. k. Poſtexpeditionen in 
Ruſtſchuk und Varna in Bulgarien. H. M. Z. 1519. 25. Auguſt. — Wieder⸗ 
eröffnung des Poſtpacketverkehres mit Algerien. H. M. 3. 30.185. 19. Auguſt. 
— Einfuhr von Palmenzweigen in Deutſchland. H. M. 3. 30.015 18. Auguſt. 

Nr. 58. Ausgeg. am 30. Auguſt. — Verordnung des k. k. Handelsminiſters. 
Geſtattung von ſchriftlichen Mittheilungen auf Erlagſcheinen im Anweiſungs⸗ 
(Check-) Verkehre des k. k. Poſtſpareaſſenamtes gegen die Gebühr von 2 Kreuzern. 
H. M. Z. 1562. 25. Auguſt. — Verordnung des k. k. Handelsminiſters, betreffend 
die Eincaſſirung und Ausſtellung von Poſtauweiſungen durch das k. k. Poſtſpar⸗ 
caſſenamt. H. M. Z. 1564. 27. Auguſt. — Ausdehnung des internationalen 


„Arena“, 


Merthbriefverfehres auf die k. k. Poſtanſtalten in Conſtantinopel, Salonich, 


Smyrna und Beirut. H. M. Z. 30.690. 28. Auguſt. — Eröffnung des Poſtpacket⸗ 
verkehres mit der Türkei. H. M. Z. 31.358. 25. Auguſt. — 
Poſtamtes in Furthof. H. M. Z. 29.025. 14. Auguſt. 

Nr. 59. Ausgeg. am 2. September. — Ermächtigung des königl. unga⸗ 
riſchen Aerarialpoſtamtes in Budapeſt⸗Väczi⸗körut zur Vermittlung von Poſt⸗ 
anweiſungen über mehr als 200 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. 
H. M. Z. 31.702. 29. Auguſt. — Hinausgabe des Nachtrages Nr. 1 zum Ver⸗ 
zeichniſſe der Poſt⸗ und Telegraphenämter in Oeſterreich-Ungarn und in Bosnien⸗ 
Herzegowina. H. M. Z. 30.826. 20. Auguſt. 

Nr. 60. Ausgeg. am 4. September. — Ausdehnung des Verkehres der 
k. k. Bahnpoſten Nr. 13 von der Eiſenbahnroute Wien — Salzburg auf jene 
Wien — Innsbruck. H. M. Z. 31.193. 27. Anguſt. — Zulaſſung von Corre⸗ 
ſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre mit Egypten. H. M. Z. 31.040. 
26. Auguſt. — Ergänzung des Verzeichniſſes der deutſchen Zollſtellen, über 
welche die Einfuhr von Pflanzen u. ſ w. in Deutſchland ſtattfinden darf. H. M. 
3. 31.786. 26. Auguſt. — Aenderung im Fahrpoſttarife „Rußland“. H. M. 
3. 32.207. 30. Auguſt. 

Nr. 61. Ausgeg. am 6. September. Einführung portofreier Poſt⸗ 
anweiſungen im öſterreichiſch⸗ungariſchen Poſtverkehre. H. M. Z. 27.103. 
31. Auguſt. — Siſtirung des Verkehres von Colis postaux nach einigen italie⸗ 
niſchen Provinzen. H. M. Z. 31.823. 1. September. — Abänderungen und Er⸗ 
gänzungen zur Telegraphen⸗Tarifzuſammenſtellung. H. M. Z. 31.014. 1. September. 


(Fortſetzung folgt.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Errichtung eines 
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Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des oberſten Rechnungshofes Joſeph 
Freiherrn von Lichtenthurn anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Sectionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben die beim oberſten Rechnungshofe erledigte Hofraths⸗ 
ſtelle dem mit Titel und Charakter eines Hofrathes bekleideten Sectionsrathe 
Anton Drdacky verliehen, dann den Vorſtand des oberöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei⸗Rechnungsdepartements Statthaltereirath Ignaz Ritter von Stibral zum 
Sectionsrathe des oberſten Rechnungshofes mit Titel und Charakter eines dor. 
rathes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Lemberg Stanislaus 
Ritter von Kurowski den Orden der eiſernen Krone dritter Claffe taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadtgemeinde Ungariſch⸗ 
Hradiſch Johann Protzkar das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Emil Licht ner zu Sydney zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Karl Pinſchof in Melbourne 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Junern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär in dieſem Miniſterium Ludwig Grafen Marenzi zum 
Bezirkshauptmanne in Niederöſterreich ernannt. Nee. 

Der Finanzminiſter hat den Advocaten Dr. Alfred Pfeiffer zum Finan;- 
rathe der Finanzprocuratur in Trieſt ernannt. ö 

Der Finanzminiſter hat den Steuer⸗Oberinſpector Andreas Billaudet 
zum Finanz⸗Obercommiſſär der Finanz⸗Landesdirection in Salzburg ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die Beſtellung des Haudelsmannes Arthur 
Jackfon zum k. und k. Conſularagenten iu Sligo genehmigt. 


Erledigungen. 
Kanzliſtenſtelle beim k. k. Miniſterium für Landesvertheidigung in der 
eilften Rangsclaſſe, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 212.) 


Manz'sche k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung. 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


In achter, vermehrter und ergänzter Auflage er- 
schien soeben: 


Manz’sche Taschen-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 
Band VIII. 


Gesetze, 


betreffend das 
Forstwesen und den Feldschutz, 


nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit Hinwei- 
sung auf die einschlägigen, aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. 


Preis in Leinen gebunden 2 fl. 50 kr. 


Ferner wurde als nene Fortsetzung der 
Manz’schen Taschen-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 
Band XXV. 


ausgegeben. 


Gesetze, 
betreffend 
Jagd, Vogelschutz und Fischerei, 
nebst allen ergänzenden und erläuternden Verordnungen mit Hinwei- 
sung auf die einschlägigen, aus den Entscheidungen des Verwaltungs- 
gerichtshofes ersichtlichen Rechtsgrundsätze. 
VIII und 423 Seiten 8, Preis in Leinen gebunden 2 fl. 


Die freundliche Mitwirkung des Herrn k. k. Oberforstrathes 
Johann Salzer liess die Schwierigkeit überwinden, die ansehnliche 
Reihe neuer Reichs- und Landesgesetze systematisch zu ordnen, die 
Normen und Entscheidungen entsprechend zusammenzustellen etc. ete. 
und kann die Verlagshandlung darnach beide Bände als verlässliche 
Rathgeber auf dem Felde der Spezial-Gesetzgebung allen interessirenden 
Kreisen bestens empfehlen. 


DEE Siezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 21 und 22 der Erkenntniſſe 1885. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


